
Bundessozialgericht
AE.z.E.E.3HHit/52

_ „
Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

der Bundesrepublik Deutschland vertreten durch die
Ausführung sbehörde für Unfallvereicherung, Wilhelms—
haven, Gökerstraße 14,

Zugestellt am
_7° Marz 1968 Beklagten und Revisionsklägerin,

.,
Prozeßbevollmächtigter:

RegHauptsekretar
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

g e g e n

die,Verwaltungsangestellte
„‚ ‚_ _

],

Klägerin und Revisionsbeklegte°

Der 2„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—
liche Verhandlung am 140 Dezember 1967 durch

Senatspräsident B r a o k m a n n
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dr° K a i s e r und

Bundesrichter Dr„ B a r e s e l
9 ‘

Bundessozialrichter L e p i n s k i und

Bundessozialrichter F e y

für Recht erkannt;

Die Urteile des Schleswig—Holsteinischen Landessozial—

gerichts vom 21° Mai 1965 und des Sozialgerichts

Schleswig vom 13° November 1964 werden aufgehobeno

Die Klage wird abgewiesen°

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind nicht

zu erstatten„
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Die Klägerin erlitt bei ihrem Arbeitsunfall am 30 Juli 1961

einen Bruch des 5° Lendenwirbelso Vegen der Unfallfolgen
ge—

währte ihr die Beklagte durch Bescheid vom 180 Januar 1962

eine vorläufige Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit (MdE) um 30 V„Ho bis Mitte Januar 1962, anschließend um
20 v„Hc; maßgebend hierfür war das Gutachten der Diakonissen—

anstalt Flensburg (Oberarzt Dr„ E. 1 vom 30 Dezember 19610
Nachuntersuchungen der Klägerin durch Dra E. erfolgten

im Juni 1962 und Januar 1963; dabei wurde eine wesentliche'

Befundbesserung verneint, obgleich im Januar 1963 bereits

eine knöchérne Verheilung des Wirbelbruchs röntgen010gisch

erkennbar war„ Im Mai 1963 übersandte die Beklagte der

Diakonissenanstalt den Gutachten—Vordruck zwecks Festsetzung

der ersten Dauerrente° Die am 100 Juni 1963 durchgeführte

Untersuchung ergab einen Befund, welcher nach Ansicht des

Dro E. A_ eine MdB von weiterhin 20 V°H° rechtfertigteo

Nachdem das am 230 Juni 1963 angefertigte Gutachten am 1° Juli

1963 bei der Beklagten eingegangen war, verfügte der Sachbe—

arbeiter folgenden Aktenvermerk vom 50 Juli 1963; "Nach dem

Fachgutachten beträgt die unfallbedingte MdB unverändert ]

20 %„ Die Rente ist mit dem 3„7„1963 automatisch Dauerrente

geworden (5 622 Abs& 2 EVO nF)o Ein Dauerrentenbescheid wird

daher nicht erteilt"„ '
' !

Im April 1964 wurde die Klägerin nochmals in der Diakonissen—

anstalt Flensburg untersuchtu Oberarzt Dr° B. schätzte

in seinem Gutachten die unfallbedingte MdB auf nunmehr noch

10 v„H„; die von ihm angenommene Änderung begründeteer damit,

daß die Wirbelfraktur knöchern durchgebaut sei und sich der

objektive Befund — trotz unveränderter subjektiver Beschwerden

der Klägerin — gebessert habe; die Bewegungseinschränkung der

Lendenwirbelsäule sei zwar noch schmerzhaft‚ jedoch habe sich
\
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bei Vornüberbeugung der Finger—Bodenabstand um 7 cm gegenüber

der letzten Untersuchung vor zehn Monaten verkürzt; die

Empfindungsstörung am rechten Oberschenkel sei in ihrer

Ausdehnung zurückgegangen° Hiermit begründete auch die Be—

klagte ihren Bescheid vom 20 Juni 1964, durch den sie die

Dauerrente mit Ablauf Juli 1964 entzog°

Der vom
Sozialgericht (€G) Schleswig gehörte Sachverständige

Dr° PL hat ausgeführt, ein Vergleich der Gutachten vom

Januar und vom Juni 1963 mit dem vom April 1964 ergebe im

objektiven Befund keine wesentliche Änderung„ Das SG hat

durch Urteil vom 13° November 1964 den angefochtenen Renten—

entziehungsbescheid aufgehoben: Für den Nachweis einer ob—

jektiven Änderung der Verhältnisse im Sinne des 5 622 Absa

1 der Reichsversicherungsordnung (RVO idF durch das Unfall—

versicherungs—Neuregelungsgesetz vom 30° April 1963 —UVNG—)

komme als Vergleichsbefund nur derjenige des Gutachtens

vom 23° Juni 1963 in Betracht, weil die Beklagte ihr Ver-

halten danach ausgerichtet habe, wie der Aktenvermerk vom

5° Juli 1963 zeigeo Gegenüber dem Befund vom Juni 1963 habe
die Nachuntersuchung im April 1964 keine wesentliche Besse—

rung ergeben, auch keine Änderung um nur 5 V„H„, die beim

..Wegfall einer Rente von 20 V„H„ nach der Rechtsprechung

ausreichen würde° —' 334

Das Schleswig—Holstéinische Landéssozialgericht (LSG) hat

durch Urteil vom 21„ Mai 1965 die Berufung der Beklagten

zurückgewiesen: Eine wesentliche Änderung der Befunde sei

zwar ohne weiteres bei einem Vergleich des Gutachtens vom

April 1964 mit demjenigen vom Dezember 1961 festzustellen,

nicht dagegen bei einem Vergleich der Gutachten vom April

1964 und vom Juni 1963° Maßgebend sei aber allein der letzt—

genannte Vergleich° Das Verhalten der Beklagten nach dem

Empfang des Gutachtens vom 23° Juni 1963 komme der Erteilung

eines Dauerrentenbescheids gleich° Die kraft Gesetzes ein—

getretene Umwandlung der vorläufigen Rente in eine Dauer—
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rente, die den Erlaß eines ausdrücklichen Bescheids über die

Feststellung der ersten Dauerrente entbehrlich mache und er—

setze‚ habe die gleiche Wirkung wie ein Feststellungsbescheid„

Habe der Versicherungsträger nach Feststellung der vorläufigen.

Rente innerhalb der zwei Jahre — mit oder-ohne ärztliche Be—

gutachtung — nichts zur Erteilung eines Dauerrentenbescheids

getan und so — gewollt oder ungewollt — den automatischen

Eintritt der Dauerrente herbeigeführt, dann müsse er sich so
behandeln lassen wie im Fall einer Bescheiderteilung, d„h„9

als für die Dauerberentung maßgebender Zustand des Versicherten

kämen die unfallbedingten Gesundheitsstörungen in Betracht,

wie sie sich zuletzt vor Ablauf der Zweijahresfrist darstellten°

Wollte man hier zwischen dem Eintritt der Dauerrente kraft
1 ‚

Gesetzes und ihrer bescheidmäßigen Feststellung unterscheiden„‘

so hätte dies zur Folge, daß die Versicherten einen geringeren

Schutz genössen9 wenn kein förmlicher Bescheid ergehe, während

in Wahrheit die Regelung des 5 622 Abso 2 BVD den Interessen

der Versicherten bei Säumigkeit des Versicherungsträgers zu

dienen bestimmt sei„ — Das LSG hat die Revision zugelassen° {

Gegen das am 5° Juli 1965 zugestellte Urteil hat die Beklagte

am 230 Juli 1965 Revision eingelegt mit dem Antrag9

unter Aufhebung der vorinstanzlichen

Entscheidungen die Klage abzuweisen,

hilfsweise9

die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen°

Innerhalb der gemäß @ 164 Abs„ 1 Satz 2 des Sozialgerichtsge—

set2es (SGG) bis zum 5° Oktober 1965 verlängerten Frist hat die

Beklagte die Revision im wesentlichen wie folgt begründet:

In tatsächlicher Hinsicht beruhe die Feststellung des LSG‚ beim

Vergleich der Befunde vom April 1964 und vom Juni 1963 ergebe

sich keine wesentliche Änderung der Verhältnisse, auf einer

fehlerhaften Beweiswürdigungo In rechtlicher Beziehung habe das

„ 5 _
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LSG@622Abs, 2 Satz 1 RVGunrichtig angewandt,Diese
Vorschrift diene lediglich der Besitzstandwahrung im
Interesse der Versicherten hinsichtlich des Laufes der

Schutzfrist (@ 622 Abs° 2 Satz 2 EVO), keinesfalls aber
dürfe bei der Auslegung des 5 622 Abs° 1 BVG der Unterschied

zwischen einer Dauerrentenfeststellung durch Bescheid und

ihrem Eintritt kraft Gesetzes verwischt werden° Eine wesent—

liche Änderung in den für die Feststellung der Leistung maß—

gehend gewesenen Verhältnisse könne sich eindeutig nur auf

ein förmliches Feststellungsverfahren vor dem Rentenausschuß

beziehen, nicht dagegen auf verwaltungsinterne Vorgänge, wie

etwa den Aktenvermerk vom 5° Juli 19630 Die Rechtsauffassung
des LSG laufe auf eine Ausschaltung der Rentenausschüsse

durch die Gerichte hinaus° '

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht durch einen

Prozeßbevollmächtigten vertreten,

Beide Beteiligte haben ihr Einverständnis mit einer Ent—

sCheidung durch Urteil ohne mündliche Verhandlung erklärt
(@ 124 Abs, 2 SGS)°

II

Die Revision ist statthaft und zulässig, Sie hat auch

Erfolg° ”

Das LSG ist davon ausgegangen, eine wesentliche Änderung

in den für die Leistungsfeststellung maßgebend gewesenen
Verhältnissen liege zwar vor, wenn man den im Gutachten vom

April 1964 festgelegten Befund mit demjenigen vom Dezember

1961 vergleiche, welcher der Bewilligung der vorläufigen

Rente zugrunde gelegen hatte; hierauf komme es jedoch nicht

an, Vielmehr sei für eine die Entziehung der Däuerrente recht—
fertigende Änderung der Verhältnisse der Vergleich mit dem

im Juni 1963 erhobenenBefund maßgebend, insoweit sei aber

bis April 1964 keine wesentliche Änderung eingetreten,
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Die Revision greift zunächst die letztgenannte Feststellung
mit Rügen fehlerhafter Beweiswürdigung an und meint‚ bei

ordnungsmäßigem_Verfahren hätte das LSG zwangsläufig fest—

stellen müssen, daß sich die Verhältnisse im April 1964 im

Vergleich zu Juni 1963 wesentlich geändert hätten„ Dieses

Vorbringen ist unbegründet, da es nicht ersichtlich macht,
inwiefern das LSG die Grenzen des Rechts auf freie richter—

liche Beweiswürdigung überschritten, insbesondere gegen Denk—

gesetze oder Erfahrungssätze verstoßen haben könnte (vgl°

BSG 29 236)„ Insbesondere brauchte das LSG kein entscheidendes

Gewicht darauf zu legen, daß Dr° Bleicken im Gutachten vom

April 1964 die unfallbedingte MdB nur noch mit 10 voH„
bewertete, während Dr° E] im Juni 1965 die MdB auf

20 voii° geschätzt hatte; auch bei der Anwendung des @ 622

Abs° 1 EVO ist für die gerichtliche Beweiswürdigung in erster

Linie der ärztlich festgestellte Befund bedeutsam, während

es auf die ärztliche MdB-Schätzung nicht ausschlaggebend

ankommt (vgl° BSG 4, 1479 149, SozR RVG @ 608 aF Nro 37

SGG @ 128 Nr„ 25; Brackmann9 Handbuch der Sozialversicherung,

60 Auflc‚9 S° 568 b)o Das LSG hat verfahrensrechtlich bedenken—
frei angenommen,.daß die im Entziehungsbescheid vom 20 Juni

1964 angeführten Besserungsmomente für den Nachweis einer

w e_s e n t l i c h e n Änderung der Verhältnisse —hierfür
würde nach Lage des Falles schon ein Rückgang der HdE auf 3
15 V„Ho genügen (vgln SozR RVO @ 608 aF Nrt 8) — nicht aus—
reichten; denn der knöcherne Durchbau der Frakturstelle wurde

bereits seit Januar 1965 in den Röntgenbefunden beschrieben,

und die Verringerung des Finger—Bodenabstands beim Bücken um

7 cm konnte im Hinblick auf die Schwankungsbreite der Meßwerte

nicht als wesentliche Änderung erachtet werden„ Die Revisions—

begründung ist nicht geeignet, diese Auffassung schlüssig zu

widerlegenog i'

Hiernach kommt es entscheidend darauf an, ob die Revisions—

angriffe gegen die vom LSG vertretene Rechtsauffassung zu-

treffen‚ daß als Ausgangspunkt für eine Änderung der Verhält—
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nisse im Sinne des_ä 622 Abs° 1 EVO nicht der bei Fest—
stellung der vorläufigen Rente Ende 1961 gegebene Befund,

‚sondern der letzte vor dem kraft Gesetzes erfolgten Eintritt

der Dauerrente nachweiSbare Befund in Betracht kommt° In

dieser Frage kann der erkennende Senat der Ansicht des LSG

nicht beipflichten°

Die — gemäß Art„ 4 @ 2 Abs° 1 UVNGhier anwendbare — Vor—

schrift des 5 622 Abs° 1 BVD stellt es auf eine Änderung

der Verhältnisse ab, die für die F e s t s t e l l u n g
der Leistung maßgebend geWesen sind° Der Revision ist ein—

zuräumen, daß der vom Gesetzgeber gewählte Ausdruck "Fest—

stellung" auf das Erfordernis eines förmlichen, in der

Erteilung eines klagefähigen Bescheides gipfelnden Fest—

stellungsverfahrens unter Mitwirkung des Rentenausschusses

(55 1568 ff RVG) hindeüten könnteo Maßgebend für die Beur—

teilung einer wesentlichen Änderung wäre somit stets der dem

‚letzten bindend gewordenen Bescheid zugrunde liegende Tat—

bestand (so auch Schieckel/Göbelsmann, RVG—Gesamtkomrnentar9
Anm„ 1 zu @ 622)° Eine so eng am Gesetzeswortlaut orientier—

te Auslegung steht jed0ch nicht im Einklang mit der Recht—

sprechung, die bereits unter der Geltung des 5 608 RVO aF

auch eine formlose Erklärung des Versicherungsträgers als

“Feststellung der Entschädigung" angesehen hat (vgl‚ BSG 12,

273, 275)0 Im Hinblick auf die auch in 5 622 Abs„ 1 RVO im

wesentlichen gleichgebliebene Gesetzesfassung besteht nach

Meinung des Senats kein Anlaß, für das seit dem 1° Juli 1963

geltende Recht eine einschränkende Auslegung im Sinne der

Revisionssusführungen gutzuheißeno Auf die formale Seite

der "Feststellung" kommt es also auch bei @ 622 Abs° 1 EVO

nicht an (ebenso Miesbach—Baumer, Die gesetzliche Unfall—

versicherung9 Anm„ 4 zu @ 622)0 Als Akt der Leistungsfest—

stellung kommt zoB° auch ein Prozeßvergleich in Betracht,

sofern sein Inhalt eine Konkretisierung der für die Lei—
stungsgewährung

zu diesem Zeitpunkt maßgebenden Verhältnisse
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erkennen läßt (vgl° BSG 26, 227; ähnlich schon Urteil
Vom

500 Juli 1965? 2 EU 110/62; so auch BSG 19, 59 7)°

Im vorliegenden Fall sind die Verhältnisse‚ wie sie bei der

Klägerin zuletzt vor Ablauf von zwei Jahren seit dem Unfall

bestanden, zwar durch den im Gutachten vom 250 Juni 1965

wiedergegebenen Befund dargestellt werden, indessen fehlt

es an einer nach außen gerichteten Erklärung der Beklagten9

daß sie diese Verhältnisse als für die Feststellung der ersten

Dauerrente maßgebend ansehen wollte; stattdessen ist am

50 Juli 1965 — also nach Ablauf des in @ 622 Abs° 2 Satz 1
EVO genannten Zeitraums — lediglich der Vermerk des Sach—

bearbeiters zu den Akten gelangt, der die soeben vollendete

Umwandlung der vorläufigen Rente in die Dauerrente bloß noch

registriert hat° Die Vorinstanzen haben hierin ein konkludentes

Verhalten der Beklagten erblickt9 welches der Erteilung eines

Dauerrentenbescheids gleichkomme° Diese Betrachtungsweise

beruht auf sozialpolitischen Erwägungen, bei denen verkannt

wird, daß die mit dem UVNG eingeführte Neuregelung, insbeson—

dere die Schaffung der "automatischen Dauerrente" des 5 622

Abs„ 2 Satz 1 RVG nicht nur durchweg Vergünstigungen, sondern

auch — rechtlich nicht zu umgebende — Nachteile für die Renten—\

bezieher mit sich gebracht hat (vgl° Schieckel/Göbelsmann

aaO Anm„ 5; Krüger„ BG 1964, 155, 156, Fußnote 9)°

@622 Abs„ 2 Satz 1 RVGhat den alten Rechtszustand, daß eine
vorläufige Rente nach Ablauf von zwei Jahren nicht von selbst

zur Dauerrente werden konnte (vglo BSG 29 2459 247)? beseitigtg

Die bisher schon auf Grund des @ 1585 Abs° 2 Satz 1 RVO be—

stehende Pflicht des Versicherungsträgers‚ "spätestens” mit

Ablauf von zwei Jahren nach dem Unfall die Dauerrente fest—

zustellen, ist nunmehr durch den gesetzlich bestimmten Termin9

an dem die Rente "automatisch" zur Dauerrente wird, mit einem

verstärkten Zwang ausgestattet werdeno Um die Konsequenz des

5 622 Absg 2 Satz 1 zu vermeiden, muß der Versicherungsträger
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_',_

rechtzeitig die Vorbereitungen für den fristgerechten Erlaß

des ersten Dauerrentenbescheids (vgl, hierzu BSG 24, 36;

so aber auch LSG NRW, Breitho 1967, 114 und Gerken, Soners

1966, 336) treffen, d,h° im Regelfall vor allem den Renten—

bezieher ärztlich begutachten lassen° Trifft nun , was sich

auch bei rechtzeitiger Vorbereitung nicht immer vermeiden

läßt — das angeforderte Gutachten wegen Überlastung der

beauftragten Ärzte oder wegen Zeitraubender Untersuchungen

erst nach Ablauf der zweijährigen Frist beim Versicherungs—

träger ein, so wird die bereits kraft Gesetzes entstandene

Dauerrente selbstverständlich auch dann nicht mehr von dem

neu ermittelten Befund berührt, wenn dieser bei einer noch

vor Fristablauf stattgefundenen Untersuchung erhoben worden

war° Ist das Gutachten — wie im vorliegenden Fall — zwar noch

rechtzeitig beim Versicherungsträger eingegangen, von diesem

jedoch nicht durch eine dem Versicherten abgegebene Erklärung

sanktioniert worden, so läßt sich nicht mit der für die An—

wendung des @ 622 Abs° 1 RVG gebotenen Klarheit erkennen,

ob nunmehr die nach dem jetzigen Befund anzunehmenden Ver—

hältnisse für die Gewährung der Dauerrente maßgebend sein

sollen° Hierbei darf insbesondere nicht außer acht gelassen

werden, daß aus der Natur der Sache heraus dem Versicherungs—

träger eine Würdigung der von ihm eingeholten ärztlichen

Gutachten vorbehalten bleibt und daß in nicht seltenen Fällen

bei der besonders bedeutsamen Feststellung der ersten Dauer—

rente eine wiederholte Begutachtung für die Überzeugunge—

bildung des Versicherungsträgers unerläßlich erscheint° Da

solche Umstände grundsätzlich nicht auszuschließen sind,

bestehen von vorherein Bedenken dagegen, mit dem LSG das

SchWeigen des Versicherungsträgers als konkludentes Ver—

halten zu deuten° "

Der vom LSG vertretenen Auffassung steht auch der Gesetzes—

wortlaut entgegen, 5 622 Abs° 2 Satz 1 RVG besagt, daß "die
Rente" — d.,h° die bisherige vorläufige Rente mit ihrem Zahl—

betrag und ihren Berechnungsgrundlagen — Dauerrente wird°
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Hiermit würde es nicht im Einklang stehen, wenn'ein dem

Versicherungsträger zwar noch übermittelter, aber von ihm

nicht mehr ausgewerteter ärztlicher Befund der Höhe der für
die Dauerrente maßgebenden MdB unterschoben würde (vgl, Krüger

aaO S, 156 zu II 1),
V

’

Der erkennende Senat ist hiernach der Meinung, daß als

"Feststellung der Leistung" im Sinne des 5 622 Abs, ? EVO,
wodurch die als Vergleichsbefund maßgebenden Verhältnisse

bestimmt werden, jedenfalls ein formloser Verwaltungsakt

des Versicherungsträgers zwar ausreicht, aber auch erforderÄ

lich ist, Fehlt es auch an einer solchen formlosen Erklärung

gegenüber dem Versicherten, so kann ein vor Ablauf der Zwei-

jahresfrist erhobener ärztlicher Befund nicht als maßgebende

Vergleichsgrundlage für eine spätere Neufeststellung dienen,

vielmehr ist in dem dann gegebenen Fall des "automatischen"

Eintritts der ersten Dauerrente die wesentliche Änderung der
Verhältnisse gegenüber dem Befund aus der Zeit der vor—v
läufigen Rentenfeststellung zu prüfen (ebenso Krüger aaO;
Noell/Breitbäch, Landwirtschaftliohe Unfallversicherung, Anm°

2 b zu 5 622; Bereiter—Hahn, Unfallversicherung, }, Auflo,

Anm, 4 zu 5 622), Auch bei dieser Gesetzesauslegung verbleibt

dem Rentenbezieher aus der Regelung des 5 622 Abs, 2 Satz ?

EVO der Vorteil, daß er die Rente als Dauerrente mit der Schutz»

jahrwirkung des © 622 Abs° 2 Satz 2 EVO weiterer‘hält°

Der angefochtene Bescheid der Beklagten erweist sich nach

alledem als rechtmäßig; denn nach den Feststellungen des
,

LSG hatten sich im Zeitpunkt der Bescheiderteilung die Ver— “

hältnisse, wie sie für die Feststellung der vorläufigen Rente

Ende 1961 maßgebend gewesen waren, so wesentlich geändert,

daß die Dauerrente von 20 v,Ht entzogen werden durfte, Die

Beklagte hat auch das vom 3, Juli 1965 anlaufende Schutzjahr

(@ 622 Abs, 2 Sätze 2 und 5 EVO) eingehalten (vgl, Lauter“
bach, Gesetzliche Unfallversicherung‚ }, Auflo, Anm° 5 f

zu @ 622)°
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Auf die mithin begründete Revision der Beklagten muß dem—

gemäß unter Aufhebung der vorinstanzlichen Urteile die
Klage abgewiesen werden (5 170 Abs° 2 Satz 1 SGG)°

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG„
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